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Entschädigungssatzung vom 15.02.2001 

(in der Fassung der Änderungssatzung vom 27.09.2007 ) 
 

 
Entwurf zur geänderten   
Entschädigungssatzung 

 

 
 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 

 

§ 1 

Anwendungsbereich 

 

 

(1) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder sowie Ausschussmit-

glieder, die nicht dem Rat angehören, Ehrenbeamte und sonstige ehren-

amtlich Tätige erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles und ihrer Ausla-

gen einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, Auf-

wandsentschädigung sowie die Fahr- und Reisekosten nach Maßgabe 

dieser Satzung. Wer einen Haushalt mit zwei oder mehr Personen führt 

und keinen Anspruch auf Verdienstausfall geltend machen kann, hat An-

spruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes gemäß § 2 Abs. 3 Satz 

2, wenn im Bereich der Haushaltsführung ein Nachteil entsteht, der nur 

durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer 

Hilfskraft ausgeglichen werden kann. Für im sonstigen beruflichen Be-

reich entstandene Nachteile gilt § 2 Abs. 3 Satz 1. Für Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehr gelten besondere Bestimmungen. 

 

(1) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder sowie Ausschussmit-

glieder, die nicht dem Rat angehören, Ehrenbeamte und sonstige ehren-

amtlich Tätige erhalten Ersatz ihres Verdienstausfalles und ihrer Ausla-

gen einschließlich der Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, Auf-

wandsentschädigung sowie die Fahr- und Reisekosten nach Maßgabe 

dieser Satzung. Wer keinen Anspruch auf Verdienstausfall geltend 

machen kann, erhält nach Maßgabe von § 2 Abs. 3 ein en Ausgleich 

für besondere Nachteile im Bereich der Haushaltsfüh rung oder im 

sonstigen beruflichen Bereich, die durch die Mandat stätigkeit bzw. 

ehrenamtliche Tätigkeit entstehen . Für Mitglieder der Freiwilligen Feu-

erwehr gelten besondere Bestimmungen. 

 

 

 

 

 

 

Wortlaut des Satz 2 folgt der ge-

setzlichen Neufassung in § 44 Abs. 

1 Satz 2 NKomVG 

(2) Ersatz des Verdienstausfalles, der Auslagen, Aufwandsentschädigung 

sowie Fahr- und Reisekosten werden nebeneinander gewährt, sofern 

diese Satzung nicht etwas anderes bestimmt. 

(2) (unverändert)   

 

§ 2 

Verdienstausfall, Fortbildungsveranstaltungen 

 

 

§ 2 

Verdienstausfall, Fortbildungsveranstaltungen, Nachteilsausgleich  

 

 

 

Klarstellung 

(1) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder sowie Ausschussmit-

glieder, die nicht dem Rat angehören, haben Anspruch auf Ersatz des 

Verdienstausfalles innerhalb ihrer regelmäßigen Arbeitszeit bis zum 

Höchstbetrag von 33,50 € je Stunde und für längstens acht Stunden je 

Tag (einschließlich Wegezeit). 

 

(1) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder sowie Ausschussmit-

glieder, die nicht dem Rat angehören, haben Anspruch auf Ersatz des 

nachgewiesenen  Verdienstausfalles innerhalb ihrer regelmäßigen Ar-

beitszeit bis zum Höchstbetrag von 37 € je Stunde und für längstens acht 

Stunden je Tag (einschließlich Wegezeit).  

 

Folgt der gesetzlichen Klarstellung 

in § 44 Abs. 1 Satz 1 NKomVG 

(„nachgewiesenen“);  

angemessene Erhöhung entspre-

chend Anhebung der Entschädi-

gungsbeträge um ~ 10 % 
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(2) Unselbstständig Tätigen wird der entstandene und nachgewiesene Ver-

dienstausfall ersetzt. Selbstständig Tätigen kann eine Verdienstausfall-

pauschale je Stunde gewährt werden, die im Einzelfall auf der Grundlage 

des glaubhaft gemachten Einkommens festgesetzt wird, die den in Abs. 1 

genannten Höchstbetrag jedoch nicht überschreiten darf.  
 

Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitgliedern und Ausschussmit-

gliedern, die nicht dem Rat angehören, ist in jeder Wahlperiode bis zu 

fünf Arbeitstage Urlaub für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 

im Zusammenhang mit der Ausübung des Mandats oder der ehrenamtli-

chen Tätigkeit zu gewähren. Für die dafür gewährte Zeit des Urlaubs ha-

ben sie keinen Anspruch auf Lohn oder Gehalt; entsteht ihnen hieraus 

ein Verdienstausfall, so wird bei Ratsfrauen und Ratsherren Verdienst-

ausfall bis zum Höchstbetrag von 1.325 € bzw. bei Stadtbezirksratsmit-

gliedern und Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, Ver-

dienstausfall bis zum Höchstbetrag von 276 € gewährt. 
 

Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder und Ausschussmit-

glieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten die durch die Teilnahme 

an Fortbildungsveranstaltungen während des Urlaubs nach Satz 3 ent-

standenen notwendigen Aufwendungen für eine Kinderbetreuung. Sind  

Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, zugleich auch Regi-

onsabgeordnete, so entsteht der Anspruch auf Urlaub nach Satz 3 in je-

der Wahlperiode nur einmal. 

(2) (Sätze 1 bis 3 unverändert)  

 

 

 
 

 

Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitgliedern und Ausschussmit-

gliedern, die nicht dem Rat angehören, ist in jeder Wahlperiode bis zu 

fünf Arbeitstage Urlaub für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen 

im Zusammenhang mit der Ausübung des Mandats oder der ehrenamtli-

chen Tätigkeit zu gewähren. Für die dafür gewährte Zeit des Urlaubs ha-

ben sie keinen Anspruch auf Lohn oder Gehalt; entsteht ihnen hieraus 

ein Verdienstausfall, so wird bei Ratsfrauen und Ratsherren Verdienst-

ausfall bis zum Höchstbetrag von 1.458 € bzw. bei Stadtbezirksratsmit-

gliedern und Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, Ver-

dienstausfall bis zum Höchstbetrag von 304 € gewährt. 
 

(Sätze 5 und 6 unverändert) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erhöhung der Beträge um ~ 10 % 

 

 

(3) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder und nicht dem Rat 

angehörende Ausschussmitglieder (Abs. 1), die keine Ersatzansprüche 

nach Abs. 2 Sätze 1 und 2 geltend machen können, denen aber im beruf-

lichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das 

Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer unbezahl-

ten Hilfskraft ausgeglichen werden kann, können einen Pauschalstun-

densatz bis zu 9,50 € erhalten. Wer einen Haushalt mit zwei oder mehr 

Personen führt und keinen Anspruch auf Verdienstausfall geltend ma-

chen kann, hat Anspruch auf Zahlung eines Pauschalstundensatzes in 

Höhe von 15,00 €, wenn im Bereich der Haushaltsführung ein Nachteil 

(3) Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmitglieder und nicht dem Rat 

angehörende Ausschussmitglieder (Abs.1), die keinen Anspruch auf 

Verdienstausfall geltend machen können und denen durch die Man-

datstätigkeit bzw. ehrenamtliche Tätigkeit ein beso nderer Nachteil 

im beruflichen Bereich entsteht, wird ein Nachteils ausgleich durch 

Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 11 € gewährt. 

Entsteht der besondere Nachteil im Bereich der Haus haltsführung 

wird ein Nachteilsausgleich durch Zahlung eines Pau schalstunden-

satzes in Höhe von 17 € gewährt. Der Nachteilsausgl eich wird längs-

tens für acht Stunden pro Tag gewährt. Ein besonder er Nachteil 

 

Wortlaut entsprechend der gesetz-

lichen Klarstellung in § 44 Abs. 1 

Satz 2 NKomVG 

 

Erhöhung der Beträge um ~ 10% 

 

 

Stundenzahlbegrenzung sowie 

Konkretisierung des „besonderen 
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entsteht, der nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inan-

spruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann. 

 

kommt in Betracht, wenn aus dringenden Gründen eine  entgeltliche 

Hilfskraft, die nicht der Familie angehört, in Ansp ruch genommen 

werden muss, damit in zumutbarer Weise die Mandatst ätigkeit 

wahrgenommen werden kann. Dringende Gründe in diese m Sinne 

können für den Bereich der Haushaltsführung insbeso ndere vorlie-

gen, wenn dem Haushalt mindestens ein Kind unter 14  Jahren oder 

eine anerkannt pflegebedürftige Person angehört.  

 

Nachteils“ folgen der Empfehlung 

der Entschädigungskommission 

2016 (vgl. dort IV. 3.)  

 

 

(4) Für Tätigkeiten in Ausübung des Mandats besteht kein Anspruch auf 

Ersatz von Verdienstausfall außerhalb eines Zeitraumes von montags bis 

freitags von 7.00 bis 19.00 Uhr (einschließlich Wegezeit) und sonn-

abends von 7.00 bis 13.00 Uhr (einschließlich Wegezeit), es sei denn, 

die Anspruchstellerin/der Anspruchsteller ist im Schicht- oder einem ver-

gleichbaren Dienst tätig. Für die An- und Abfahrt ist die tatsächlich benö-

tigte Zeit bis zu höchstens je einer Stunde zu berechnen. Der Gesamtbe-

trag, der an Verdienstausfallentschädigung gezahlt wird, darf bei Rats-

frauen, Ratsherren monatlich 1.994 €, bei Stadtbezirksratsmitgliedern 

und bei Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, monatlich 

332 € nicht übersteigen. Die monatlichen Höchstbeträge gelten auch bei 

Zahlung des Pauschalstundensatzes. 

 

(4) Für Tätigkeiten in Ausübung des Mandats besteht kein Anspruch auf 

Ersatz von Verdienstausfall außerhalb eines Zeitraumes von montags bis 

freitags von 7.00 bis 19.00 Uhr (einschließlich Wegezeit) und sonn-

abends von 7.00 bis 13.00 Uhr (einschließlich Wegezeit), es sei denn, 

die Anspruchstellerin/der Anspruchsteller ist im Schicht- oder einem ver-

gleichbaren Dienst tätig. Für die An- und Abfahrt ist die tatsächlich benö-

tigte Zeit bis zu höchstens je einer Stunde zu berechnen. Der Gesamtbe-

trag, der an Verdienstausfallentschädigung gezahlt wird, darf bei Rats-

frauen, Ratsherren monatlich 2.194 €, bei Stadtbezirksratsmitgliedern 

und bei Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, monatlich 

365 € nicht übersteigen. Die monatlichen Höchstbeträge gelten auch bei 

Zahlung des Pauschalstundensatzes. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erhöhung der Beträge um ~ 10% 

(5) Verdienstausfall wird auf schriftlichen Antrag gewährt für 

 

1. Sitzungen des Rates, der Stadtbezirksräte, des Verwaltungsaus-

schusses und der Ausschüsse sowie für Sitzungen sonstiger Gre-

mien, die durch die Landeshauptstadt Hannover konstituiert worden 

sind (Kommissionen, Beiräte etc.); 

 

2. Sitzungen der Fraktionen bzw. Gruppen; Sitzungen der Fraktionen 

bzw. Gruppen der Stadtbezirksräte, wenn diese Fraktionen bzw. 

Gruppen aus mindestens zwei stimmberechtigten Bezirksratsmit-

gliedern bestehen; 

 

3. die Wahrnehmung von Repräsentationsaufgaben in Vertretung der 

(5) (unverändert)   
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Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters, der Bürgermeiste-

rin/des Bürgermeisters oder im Auftrage eines Stadtbezirksrates; 

 

4. Sitzungen und Veranstaltungen von Organisationen und Einrichtun-

gen, zu denen die Anspruchstellerin/der Anspruchsteller von der 

Landeshauptstadt Hannover entsandt worden ist, wenn der Ver-

dienstausfall nicht anderweitig geltend gemacht werden kann; 

 

5. Veranstaltungen, die vom Rat, vom Verwaltungsausschuss oder 

den zuständigen Gremien genehmigt oder beschlossen worden sind 

(vgl. Ziff. IV der Richtlinien). 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Dem Antrag sind die zur Bearbeitung erforderlichen Unterlagen beizufü-

gen. Insbesondere sind über den entschädigungsfähigen Anlass, die zeit-

liche Dauer der Teilnahme und die Wegezeit sowie die Höhe des Ver-

dienstausfalles konkrete Angaben zu machen und nachzuweisen. Dies 

gilt hinsichtlich der Höhe des Verdienstausfalles nicht, wenn bereits eine 

Verdienstausfallpauschale festgesetzt worden ist. 

 

(6) (unverändert)  

 

 

(7) Im Einverständnis zwischen Arbeitgeberin/Arbeitgeber und der An-

spruchsberechtigten/dem Anspruchsberechtigten wird die Erstattung an 

die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber vorgenommen. 

 

(7) (unverändert)  

 

 

(8) Der Anspruch auf Verdienstausfall wird zum ersten Tag des dem ent-

schädigungsfähigen Anlass folgenden Kalendermonats fällig. 

 

(8) (unverändert)  

 

 

 
 

§ 3 

Entschädigung der Ratsfrauen und Ratsherren 

 

 
 

§ 3 

Entschädigung der Ratsfrauen und Ratsherren 

 

 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten von dem Monat an, in dem ihre 

Eigenschaft als Ratsfrau oder Ratsherr beginnt, bis zum Ende des Mo-

nats, in dem sie erlischt, eine Aufwandsentschädigung von 465,50 € mo-

natlich. 

(1) Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten von dem Monat an, in dem ihre 

Eigenschaft als Ratsfrau oder Ratsherr beginnt, bis zum Ende des Mo-

nats, in dem sie erlischt, eine Aufwandsentschädigung von 510 € monat-

lich. 

Anpassung gemäß Vorgaben des 

interfraktionellen Schreibens vom 

11.08.2016 sowie der Kommissi-

onsempfehlung (vgl. dort. V. 1.)   



 

 

Beschlussdrucksache Nr. 2056/2016 
Anlage 2 

(2) Die Bürgermeisterinnen/Bürgermeister und die Fraktionsvorsitzenden 

erhalten eine Aufwandsentschädigung von 931 € monatlich. 

 

(2) Die Bürgermeisterinnen/Bürgermeister und die Fraktionsvorsitzenden 

erhalten eine Aufwandsentschädigung von 1.275 € monatlich. 

 

folgt Empfehlung der Entschädi-

gungskommission 2016 (vgl. dort 

V. 3) 

(3) Im Übrigen gilt § 5 Abs. 2 und 3 dieser Satzung. 

 

(3) (unverändert) 

 

 

 

 

 

§ 4 

Entschädigung der Stadtbezirksratsmitglieder 

 

 

 

§ 4 

Entschädigung der Stadtbezirksratsmitglieder 

 

 

(1) Die stimmberechtigten Stadtbezirksratsmitglieder erhalten eine Auf-

wandsentschädigung von 87 € monatlich. 

(1) Die stimmberechtigten Stadtbezirksratsmitglieder erhalten eine Auf-  

        wandsentschädigung von 105 € monatlich. 

Anpassung von § 4 gemäß Ab-

sprache der Fraktionen in der GOK 

am 01.09.2016  

(2) Die Bezirksbürgermeisterin/der Bezirksbürgermeister erhält eine Auf-

wandsentschädigung von 261 € monatlich. 

 

(2) Die Bezirksbürgermeisterin/der Bezirksbürgermeister erhält eine Auf-

wandsentschädigung von 315 € monatlich. 

 

3-facher Satz von 105,- €.  

(3) Die stellvertretende Bezirksbürgermeisterin/der stellvertretende Bezirks-

bürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung von 174 € monatlich. 

 

(3) Die stellvertretende Bezirksbürgermeisterin/der stellvertretende Bezirks-

bürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung von 210 € monatlich.  

 

2-facher Satz von 105 €. 

(4) Die Fraktionsvorsitzenden in den Stadtbezirksräten erhalten eine Auf-

wandsentschädigung von 174 € monatlich, wenn der Fraktion mindes-

tens zwei stimmberechtigte Stadtbezirksratsmitglieder angehören. Die 

Gruppenvorsitzenden in den Stadtbezirksräten erhalten eine Aufwands-

entschädigung von 174 € monatlich, wenn der Gruppe mindestens zwei 

stimmberechtigte Stadtbezirksratsmitglieder angehören. Schließen sich 

zwei Fraktionen oder Fraktionen mit Einzelvertretern zu einer Gruppe zu-

sammen und ist die/der Gruppenvorsitzende nicht zugleich Fraktionsvor-

sitzende/r, fällt über § 4 Abs. 1 hinaus keine Aufwandsentschädigung an. 

 

(4) Die Fraktionsvorsitzenden in den Stadtbezirksräten erhalten eine Auf-

wandsentschädigung von 262,50 € monatlich, wenn der Fraktion mindes-

tens zwei stimmberechtigte Stadtbezirksratsmitglieder angehören. Die 

Gruppenvorsitzenden in den Stadtbezirksräten erhalten eine Aufwands-

entschädigung von 262,50 € monatlich, wenn der Gruppe mindestens 

zwei stimmberechtigte Stadtbezirksratsmitglieder angehören. Schließen 

sich zwei Fraktionen oder Fraktionen mit Einzelvertretern zu einer Grup-

pe zusammen und ist die/der Gruppenvorsitzende nicht zugleich Frakti-

onsvorsitzende/r, fällt über § 4 Abs. 1 hinaus keine Aufwandsentschädi-

gung an. 

 

Erhöhung auf den 2 ½-fachen Satz 

von 105 € (bislang 2-facher Satz).  
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§ 5 

Aufwandsentschädigungen 

 

§ 5 

Aufwandsentschädigungen 

 

(1) Die Aufwandsentschädigungen sind, soweit diese Satzung nichts ande-

res bestimmt, am 1. jeden Monats im voraus fällig. 

 

(1) (unverändert)   

(2) Mit den Aufwandsentschädigungen sind die notwendigen Auslagen mit 

Ausnahme der Kosten für Fahrten innerhalb des Stadtgebietes und der 

Aufwendungen für eine Kinderbetreuung abgegolten. Treffen mehrere 

Entschädigungstatbestände des § 3 zusammen, wird nur die höchste 

Entschädigung gezahlt. Das gleiche gilt für die Entschädigung gemäß § 

4. Die danach maßgeblichen Entschädigungen aus § 3 und aus § 4 wer-

den nebeneinander gezahlt. Treffen in einer Person zwei gleich hohe 

Entschädigungen zusammen, wird nur einer der Entschädigungstatbe-

stände angewandt. 

 

(2) (unverändert)  

(2) Der Anspruch einer Ratsfrau, eines Ratsherrn oder Stadtbezirksratsmit-

gliedes auf die Aufwandsentschädigung entfällt bei Sitzverlust, ruhender 

Zugehörigkeit zum Rat oder Stadtbezirksrat und für die Dauer des Aus-

schlusses. 

 

(3) (unverändert)  

 

 

§ 6 

Entschädigung der nicht dem Rat angehörenden  

Ausschussmitglieder sowie der Mitglieder des  

Umlegungsausschusses 

 

 

 

§ 6 

Entschädigung der nicht dem Rat angehörenden  

Ausschussmitglieder sowie der Mitglieder des  

Umlegungsausschusses 

 

 

(1) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten für die 

Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse eine Aufwandsentschädi-

gung als Sitzungsgeld in Höhe von 19 € je Sitzung. 

 

(1) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten für die 

Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse eine Aufwandsentschädi-

gung als Sitzungsgeld in Höhe von 21 € je Sitzung 

 

Erhöhung des Sitzungsgeldes  

um ~ 10% 

(2) Die Mitglieder des Umlegungsausschusses erhalten für die Teilnahme an 

den Sitzungen des Umlegungsausschusses eine Aufwandsentschädi-

(2) Die Mitglieder des Umlegungsausschusses erhalten für die Teilnahme an 

den Sitzungen des Umlegungsausschusses eine Aufwandsentschädi-
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gung als Sitzungsgeld in Höhe von 19 € je Sitzung. Die/Der Vorsitzende 

des Umlegungsausschusses erhält eine zusätzliche Aufwandsentschädi-

gung von 143 € monatlich, seine Stellvertreterin/sein Stellvertreter von 64 

€ monatlich. Damit sind die Aufwendungen abgegolten, die ihnen außer-

halb der Sitzungstätigkeit und bei der Vorbereitung und Ausführung der 

Ausschussbeschlüsse entstehen. 

 

gung als Sitzungsgeld in Höhe von 21 € je Sitzung. Die/Der Vorsitzende 

des Umlegungsausschusses erhält eine zusätzliche Aufwandsentschädi-

gung von 157 € monatlich, seine Stellvertreterin/sein Stellvertreter von 71 

€ monatlich. Damit sind die Aufwendungen abgegolten, die ihnen außer-

halb der Sitzungstätigkeit und bei der Vorbereitung und Ausführung der 

Ausschussbeschlüsse entstehen. 

 

Erhöhung der Beträge um ~ 10% 

(3) Der Nachweis der Teilnahme an einer Sitzung erfolgt durch die eigen-

händige Unterschrift in der Anwesenheitsliste. Wird eine Anwesenheits-

liste nicht geführt, ist eine schriftliche Erklärung über die Teilnahme er-

forderlich. 

 

(3) (unverändert)  

(4) § 5 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(4) (unverändert) 

 

 

 

 

§ 7 

Entschädigung für Ehrenbeamtinnen/Ehrenbeamte 

und sonstige ehrenamtlich Tätige 

 

 

 

§ 7 

Entschädigung für Ehrenbeamtinnen/Ehrenbeamte 

und sonstige ehrenamtlich Tätige 

 

 

(1) Ehrenamtliche Feld- und Forsthüterinnen/Feld- und Forsthüter, die auf-

grund des § 16 des Niedersächsischen Gesetzes über die Ordnung in 

Feld und Forst (Feld- und Forstordnungsgesetz) vom 23.12.1958 in der 

zurzeit gültigen Fassung bestellt sind, erhalten eine Aufwandsentschädi-

gung von 33,50 € monatlich. 

 

(1) Ehrenamtliche Feld- und Forsthüterinnen/Feld- und Forsthüter, die auf-

grund des § 43 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und 

die Landschaftsordnung (NWaldLG) vom 21.03.2002  in der zurzeit 

gültigen Fassung berufen  sind, erhalten eine Aufwandsentschädigung 

von 37 € monatlich. 

 

Aktualisiert um die Gesetzesgrund-

lage und den Wortlaut des § 43 

NWaldLG („berufen“); Erhöhung 

der Entschädigung um ~ 10% 

(2) Die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder des Eilenriedebeirates, des 

Seniorenbeirates, des Beirates zur Förderung der Arbeit der Volkshoch-

schule, des Filmbeirates, der Sanierungskommissionen, der Vergabe-

kommissionen Sanierungsersatzwohnungen, der Kommission städtische 

Beteiligungen, der Kommission für Kinder- und Jugendhilfeplanung, des 

Widerspruchsbeirates sowie der Jury „Preis für bürgerschaftliche Selbst-

hilfe" erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen ihrer Gremien eine 

Aufwandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 19 € je Sitzung. 

(2) Die nicht dem Rat angehörenden Mitglieder des Eilenriedebeirates, des 

Seniorenbeirates, des Beirates zur Förderung der Arbeit der Volkshoch-

schule, des Filmbeirates, der Sanierungskommissionen, der Kommission 

für Kinder- und Jugendhilfeplanung sowie  des Widerspruchsbeirates er-

halten für die Teilnahme an den Sitzungen ihrer Gremien eine Auf-

wandsentschädigung als Sitzungsgeld in Höhe von 21 € je Sitzung. Die 

Mitglieder des Seniorenbeirates erhalten eine Aufwandsentschädigung 

als Sitzungsgeld in Höhe von 21 € je Sprechstunde. Im Übrigen gilt § 6 

Die nicht mehr bestehenden 

„Vergabekommissionen Sanie-

rungsersatzwohnungen“, „Kom-

mission städtische Beteiligungen“ 

und „Jury Preis für bürgerschaftli-

che Selbsthilfe“ entfallen; Erhö-

hung des Sitzungsgeldes um ~ 

10%. 
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Die Mitglieder des Seniorenbeirates erhalten eine Aufwandsentschädi-

gung als Sitzungsgeld in Höhe von 19 € je Sprechstunde. Im Übrigen gilt 

§ 6 Abs. 3. 

 

Abs. 3. 

 

(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter im sozialen Bereich 

erhalten eine Aufwandsentschädigung von 

 

1. jährlich 138 € für die Mitarbeit in den Fürsorgebezirken und bei den 

Altenpflegerinnen/Altenpflegern, 

 

2. jährlich 189 € für jede zweite und weitere Vormundschaft, Pflegs-

chaft oder Erziehungsbeistandschaft bei Erwachsenen und Kindern, 

 

3. 6 € für Mithilfe in der Mütterberatung, 

 

4. 8 € bei kleineren Kindertransporten, 

 

5. bis zu 15 € je Tag bei jedem Sondereinsatz, bei dem es sich um ei-

ne außergewöhnliche Tätigkeit handelt, die an die ehrenamtlichen 

Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter im sozialen Bereich besonders hohe 

Anforderungen stellt. 

 

Die Entschädigungen zu 1. und 2. werden in Vierteljahresbeiträgen aus-

gezahlt. 

 

(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter im sozialen Bereich 

erhalten eine Aufwandsentschädigung für  

 
1. die Arbeit mit und für SeniorInnen 

 

a) für die Leitung kleinerer Klubs oder Gruppen (bi s zu 18 re-

gelmäßige Teilnehmer/innen) in Höhe von 11 € pro Ei nsatz,  

b) für die Leitung größerer Klubs und Gruppen oder Gruppen 

mit beratendem Charakter (z.B. Trauergruppen, pfleg ende 

Angehörige) in Höhe von 17 € pro Einsatz, 

c) für die Koordination ehrenamtlicher Dienste in H öhe von 

pauschal 20 € im Monat, 

d) für die Mitarbeit im Partnerbesuchsdienst in Höh e von 

pauschal 16 € im Monat, 

e) für einmalige oder zeitlich eher begrenzte Unter stüt-

zungstätigkeit durch Dienstleistungen für SeniorInn en 

(z.B. handwerkliche Dienstleistungen, Hilfen bei Be hör-

denangelegenheiten, Nachbarschaftshilfen) oder zur Un-

terstützung bei der Durchführung von Veranstaltunge n der 

Stadt für SeniorInnen in Höhe von 6 € pro Einsatz, 

f) für die kontinuierliche Unterstützung der städti schen Se-

niorenarbeit, z.B. in der Sorge und Pflege dezentra ler Be-

gegnungsstätten, in Höhe von 11 € monatlich. 

Die Entschädigungen nach Zf. 1 lit. a) bis f) werde n in der Regel 

in Vierteljahresbeträgen ausgezahlt. Monatspauschal en werden 

bei krankheitsbedingten oder urlaubsbedingten Ausfa ll- oder 

Abwesenheitszeiten von mindestens vier Wochen um ei ne Mo-

natspauschale pro Fehlmonat gekürzt. Für Klub- oder  Gruppen-

 
 
 
 
Ziffer 1 alt wird durch Ziffer 1 neu 
ersetzt („Altenpfleger“ war der vor 
Jahrzehnten gebräuchliche Begriff 
für die bezirklich wahrgenommene 
Sozialarbeit, hatte insoweit nichts 
mit der heutigen ambulanten oder 
stationären Altenpflege zu tun). 
 
Ziffer 3 alt kann ersatzlos wegfal-
len (Aufgabe im früheren Gesund-
heitsamt, jetzt Aufgabe – wenn 
noch wahrgenommen – bei der 
Region) 
 
Ziffer 5 alt ist in Ziffer 3 neu erhal-
ten geblieben. 
 
Im Übrigen beinhalten die Ände-
rungen eine Anpassung an aktuell 
ehrenamtlich wahrgenommene 
Aufgabenfelder. 
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treffen sind im Kalenderjahr höchstens abrechenbar:  40 Einsät-

ze bei wöchentlichen Treffen, 20 Einsätze bei 14-tä gigen Treffen 

und 10 Einsätze bei monatlichen Treffen. 

 

2. die Arbeit in der Einzelfallhilfe im Auftrag der  Informations- und 

Koordinationsstelle für ehrenamtliche Mitarbeit bei  der LHH 

(IKEM) 

 

a) für Hausaufgabenhilfe zur Stärkung der individue llen Lern- 

und Leistungsfähigkeit 6 € pro Stunde, 

b) für Kinderbetreuung, um Familien in ihrem Erzieh ungsauf-

trag zu unterstützen, Besuchspatenschaften in schwi eri-

gen Lebenssituationen 7 € pro Einsatz (ca. 3 Std.),  

c) für Hilfe und Begleitung bei behördlichen Angele genheiten 

im Vorfeld der rechtlichen Betreuung 7 € pro Einsat z (ca. 3 

Std.). 

3. besondere Einsätze und außergewöhnliche Tätigkei ten, welche 

an die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter besonders hohe Anforde-

rungen stellen, in Höhe von bis zu 15,50 € pro Eins atz. 

 

(4) Die ehrenamtlich tätigen Büchereihelferinnen/Büchereihelfer in den 

Stadtteilen Ahlem, Bemerode, Vinnhorst und Wettbergen erhalten eine 

Aufwandsentschädigung von monatlich 141 €. 

 

(gestrichen) Die Büchereien in den genannten 

Stadteilen sind aufgelöst. 

(5) Die Kreisjägermeisterin/der Kreisjägermeister erhält eine Aufwandsent-

schädigung von 268 € monatlich. Die stellvertretende Kreisjägermeiste-

rin/der stellvertretende Kreisjägermeister erhält eine Aufwandsentschädi-

gung von 77 € monatlich. 

 

(gestrichen) Aufgabenübergang zur 

Region Hannover 

(6) Die sonstigen Mitglieder des Jagdbeirates erhalten für die Teilnahme an 

den Sitzungen des Jagdbeirates eine Aufwandsentschädigung als Sit-

zungsgeld in Höhe von 19 € je Sitzung. 

(gestrichen) Aufgabenübergang zur 

Region Hannover 
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(7) Die/Der Beauftragte für Naturschutz und Landschaftspflege erhält eine 

Aufwandsentschädigung von 92 € monatlich. 

 

(gestrichen) Aufgabenübergang zur 

Region Hannover 

(8) Mit Ausnahme des Anspruchs gemäß § 8 besteht neben den Aufwands-

entschädigungen kein Anspruch auf Ersatz von Auslagen (Fahrtkosten 

usw.), von Verdienstausfall und von Pauschalstundensatz. 

 

(4) (unverändert) nach Wegfall der bisherigen Ab-

sätze 4 bis 7 wird der bisherige 

Absatz 8 zu Absatz 4  

 
 

§ 8 

Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

 

 
 

§ 8 

Aufwendungen für eine Kinderbetreuung 

 

 

Notwendige Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, die infolge der Man-

datstätigkeit oder der ehrenamtlichen Tätigkeit entstanden sind, werden den 

Ratsfrauen, den Ratsherren, den Stadtbezirksratsmitgliedern, den nicht dem 

Rat angehörenden Ausschussmitgliedern und den ehrenamtlich Tätigen ge-

gen Nachweis bis zu einem Höchstbetrag von 10 € pro Stunde erstattet. Als 

betreuungsbedürftig gelten Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres. 

 

Notwendige Aufwendungen für eine Kinderbetreuung, die infolge der Man-

datstätigkeit oder der ehrenamtlichen Tätigkeit entstanden sind, werden den 

Ratsfrauen, den Ratsherren, den Stadtbezirksratsmitgliedern, den nicht dem 

Rat angehörenden Ausschussmitgliedern und den ehrenamtlich Tätigen ge-

gen Nachweis bis zu einem Höchstbetrag von 11 € pro Stunde erstattet. Als 

betreuungsbedürftig gelten Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres. 

Die Notwendigkeit wird angenommen, wenn der Wohngem einschaft der 

Anspruchssteller/in keine weiteren Personen angehör en, die zur Betreu-

ung der Kinder in der Lage sind und die Kinder nich t anderweitig, z.B. in 

Kindertagesstätten, betreut werden.  

Erhöhung des Höchstbetrages  

um 10%. 

Klarstellend wird in Satz 3 der 

unbestimmte Rechtsbegriff der 

„Notwendigkeit“ entsprechend der 

geübten Verwaltungspraxis und 

nach Maßgabe der Kommentarlite-

ratur konkretisiert (vgl. Wefelmeier, 

in: KVR-NKomVG, § 54 Rn. 65; 

Thiele, dng 1993, 236). 

 

 

§ 9 

Fahrtkosten 

 

 

 

§ 9 

Fahrtkosten 

 

 

(1) Zum Ausgleich der Kosten für die Fahrten innerhalb des Stadtgebietes 

zur Wahrnehmung des Mandats wird den Ratsfrauen und Ratsherren 

sowie den Bezirksbürgermeisterinnen und Bezirksbürgermeistern ein 

monatlicher Pauschalbetrag in Höhe der jeweiligen Kosten einer Abon-

nement-Monatskarte (Jahresabonnement) öffentlicher Verkehrsmittel 

(GVH-MobilCard, zwei Zonen) für Fahrten innerhalb des Stadtgebietes 

Hannover gewährt. Die übrigen stimmberechtigten Stadtbezirksratsmit-

(1) (unverändert)  
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glieder erhalten einen monatlichen Pauschalbetrag in Höhe der Hälfte 

der jeweiligen Kosten einer Abonnement-Monatskarte (Jahresabonne-

ment) öffentlicher Verkehrsmittel (GVH-MobilCard, zwei Zonen). Für 

Fahrten im Stadtgebiet zur Teilnahme an Sitzungen des Rates, des Ver-

waltungsausschusses, der Ratsgremien und der Stadtbezirksräte werden 

deren Mitgliedern die Kosten des Behindertenfahrdienstes einschließlich 

der Rückfahrt erstattet, wenn sie dauernd auf die Benutzung eines Roll-

stuhls angewiesen sind. 

 

(2) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten je Sitzung 

eine Fahrtkostenpauschale von 3 €. Auswärtigen Ausschussmitgliedern 

werden die tatsächlichen Fahrtkosten erstattet, wenn sie einen dahinge-

henden Antrag stellen. 

 

(2) Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten je Sitzung 

eine Fahrtkostenpauschale von 3,30 €. Auswärtigen Ausschussmitglie-

dern werden die tatsächlichen Fahrtkosten erstattet, wenn sie einen da-

hingehenden Antrag stellen. 

 

 

Erhöhung um 10% 

 

 

§ 10 

Reisekosten 

 

 

 

§ 10 

Reisekosten 

 

 

(1) Bei Dienstreisen, die von Ratsfrauen, Ratsherren, Stadtbezirksratsmit-

gliedern, Ausschussmitgliedern, die nicht dem Rat angehören, oder eh-

renamtlich Tätigen auf Beschluss des Rates oder mit Genehmigung des 

Verwaltungsausschusses ausgeführt werden, besteht Anspruch auf Zah-

lung einer Reisekostenentschädigung nach den landesrechtlichen Vor-

schriften zum Bundesreisekostengesetz in den jeweils geltenden Fas-

sungen. Für Auslandsdienstreisen werden die nach dem Bundesreise-

kostengesetz vorgegebenen Ländersätze berücksichtigt. Darüber hin-

ausgehende Übernachtungskosten werden erstattet, wenn der Nachweis 

erbracht wird, dass sie unvermeidbar gewesen sind. 

 

(1) (unverändert)  

(2) Die Reisekostenvergütungen für Ehrenbeamtinnen/Ehrenbeamte richten 

sich nach den dafür vorgesehenen gesetzlichen Vorschriften. 

 

(2) (unverändert)  
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§ 11 

Nichtübertragbarkeit des Anspruches 

 

 

§ 11 

Nichtübertragbarkeit des Anspruches 

 

Die Ansprüche aus dieser Satzung sind nicht übertragbar. 

 

(unverändert)  

 

 


